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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.02.1997 

Geschäftszahl 

95/12/0366 

Rechtssatz 

Bei Vorliegen eines in einem rechtsstaatlichen Verfahren dargelegten wichtigen dienstlichen Interesses ist 
nahezu jede Versetzung oder Verwendungsänderung rechtlich zulässig. Unzulässig sind derartige 
Personalmaßnahmen trotz Vorliegens eines wichtigen dienstlichen Interesses vor allem dann, wenn es sich um 
eine Versetzung an einen anderen Dienstort aus Gründen des do Personalbedarfes handelt und ein anderer 
Beamter ohne wesentlichen wirtschaftlichen Nachteil diesen Personalbedarf befriedigen könnte. 


